Rechtsformen der Unternehmung und Institutionen des privaten, öffentlichen und europäischen Rechts
1. Grundlagen der unterschiedlichen Rechtsformen

1.1. Was bedeutet „Rechtsform“
Die Rechtsform bildet den rechtlichen Rahmen eines Unternehmens oder einer Institution. Sie kann verstanden werden als die Summe der Regeln, die

1.) für die Rechtsverhältnisse einer Organisation in ihren Innen- und Außenbeziehungen grundlegend sind

2.) für die Dauer ihres Bestehend angelegt sind und

3.) einer bestimmten Rechtsform durch Gesetz oder Rechtssprechung zugeordnet werden können.

Sie wird festgelegt bei der Gründung des Unternehmens. Kann aber auch später noch geändert werden.

Jeder Rechtsform sind charakteristische Strukturmerkmale zugeordnet. 

Die Zuordnung zu einer Rechtsform dient

1.) zur Orientierung Dritter, die sich im Geschäftsverkehr mit dem Unternehmen befinden

2.) als Rechtssicherheit der Gesellschafter innerhalb des Unternehmens

3.) Bei öffentlich rechtlichen Unternehmen treten die Möglichkeiten der staatlichen Kontrolle und Einflussnahme 
      hinzu.

1.2. Rechtswahl als Entscheidung über gesetzlich typisierte Formen von Unternehmen und Instituten

Typenzwang
= Es dürfen nur die vom Gesetz vorgesehenen Rechtsformen gewählt werden.

Typendehnung
= Innerhalb jeder Rechtsform bestehen zum Teil erhebliche Gestaltungsspielräume. Ihre 
   Inanspruchnahme bedeutet steht’s eine Gewisse Abweichung vom Standard.

1.3. Strukturmerkmale und Unterschiede der Unternehmen und Institutionen des privaten, öffentlichen  
       und europäischen Rechts.
	Unternehmen und Institutionen

	mit privatem Zweck
	mit öffentlichem Zweck

	Der rechtliche Ansatzpunkt für die Gründung von Unternehmen und Institutionen des privaten Rechts findet sich im Grundgesetz Art.9 „Vereinigungsfreiheit“

(Privatautonomie= Ausgestaltung der Lebensverhältnisse selbst zu bestimmen)
	Öffentlich rechtliche Organisationsformen dürfen nur durch Hoheitsakt, errichtet werden. Es handelt sich hierbei jedoch nicht um Zwangskörperschaften. Viele öffentliche Institute sind Freiverbände. Es ist jedoch hoheitlich vorgesehen welche Personen als Mitglieder beitreten. Die Errichtung öffentlicher Institute hat den Zweck den Staat bei verfassungsmäßigen Aufgaben zu unterstützen.

	
	öffentlich rechtlich
	privat rechtlich

	
	Die Wahrung hoheitlicher Aufgaben muss nicht zwingend durch öffentliche Institute erfolgen, sondern kann auch durch Unternehmen in privater Rechtsform wahrgenommen werden.


1.4. Private, öffentliche und europäische Rechtsformen im Überblick
1.4.1. Privatrecht
Gesellschaft
=
Die Gesellschaft ist ein juristischer Begriff und bezeichnet ein Rechtsgebilde, das ‚

zustande kommt wenn folgende 4 Voraussetzungen erfüllt sind: 

( ein Personenzusammenschluss

( der den Regeln des BGB, HGB sowie dem weiteren jeweils maßgebendem   
   Privatrecht unterliegt.
( durch einen privatrechtlichen Vertrag gegründet wurde.

( dient einem durch ihre Mitglieder festgelegten gemeinsamen Zweck

Unternehmen
=
Ein Unternehmen kann auch aus nur einer Person bestehen. Es kann sowohl 

privatrechtlich als auch öffentlich rechtlich sein. Wichtig ist das ein Unternehmen 
steht’s mit Gewinnerzielungsabsicht handelt.

	Personengesellschaft
	Körperschaften

	Folgen dem personalistischen Prinzip:

( sind eng mit der Gesellschaft Verbunden

( Endet mit dem Tot eines Gesellschafters

( werden von den Gesellschaftern selbst gebildet

( geringere Personenzahl

( Prinzip der Selbstorganschaft

( Willensbildung nach Einheitsprinzip

( Gesellschaftsvermögen gehört den Gesellschaftern 
   gemeinsam

( Persönliche Haftung
	Folgen dem körperschaftlichen Prinzip:

( Bestand hängt nicht von einer Person ab

( Überdauern ihre Mitglieder

( Bedürfen einer Satzung

( größere Personenzahl

( Prinzip der Fremd- oder Drittorganschaft

( Willensbildung nach Mehrheitsprinzip

( Mitglieder verfügen über Mitgliedsrechte

( keine persönliche Haftung

	Mischformen: GmbH & Co. KG, KGaA


1.4.2. Öffentliches Recht
Öffentliche Unternehmen und Institutionen zeichnen sich dadurch aus, dass sie öffentliche Funktionen verfolgen.

Wirtschaftliche Tätigkeiten lässt der Staat meistens von öffentlichen Unternehmen ausführen. In diesem Zusammenhang wird häufig diskutiert, inwieweit sich öffentlich rechtliche Unternehmen nicht nur hoheitlich sondern mit Gewinnerzielungsabsicht betätigen dürfen.

Es gibt jedoch auch zahlreiche und wichtige Aufgaben die aus sachlichen Gründen nicht wirtschaftlich betrieben werden können (z.B. Stiftungen oder nicht wirtschaftliche Vereine diese werden als Institute bezeichnet).

Öffentliches Unternehmen

= jedes Unternehmen, auf das die öffentliche Hand aufgrund Eigentum, 

   finanzieller Beteiligung, Satzung oder sonstiger Bestimmungen, die die 

  Tätigkeit des Unternehmens regeln, unmittelbar oder mitteilbar einen   
   beherrschenden Einfluss ausübt.

1.4.3. Europäisches Recht

Bis jetzt gibt es nur eine europäische Rechtsform die:

( EWIV (Europäische Wirtschaftliche Interessenvereinigung)

Die wesentliche Aufgabe des Europarechts besteht darin die „Grundsätze über den Marktzutritt“ zu regeln:

( Die Regelungen über die Niederlassungsfreiheit

( Die Annerkennung der Gesellschaften

2. Unternehmensformen und Institutionen des Privatrechts
2.1. Freiberufler und Einzelunternehmer
	Einzelunternehmen
	Freiberufler

	( wird von einer einzigen Person betrieben

( besitzt keine spezielle Rechtsform
( betreibt ein Gewerbe

( Tätigkeit die nach außen gerichtet, selbständig 

   ausgeübt wird und auf Dauer angelegt ist

( kein Freiberufler ist
	( selbstständig ausgeübte wissenschaftliche, 

   künstlerische, schriftstellerische, unterrichtende oder 

   erziehende Tätigkeit

( besitzt keine spezielle Rechtsform

( rechtlich verselbstständigt

	Durch die fehlende rechtlich Verselbstständigung ergeben sich folgende Konsequenzen:

( Träger von Rechten und Pflichten ist nur der Freiberufler/Unternehmer

( Er allein ist für die Wahrnehmung seiner Geschäfte verantwortlich

( Schuldenrechtliche Beziehungen Dritter sind nur gegen den Freiberufler/Unternehmer möglich

( Es gibt keine Haftungsbeschränkung das Unternehmen

( Auch als Freiberufler gibt es die Möglichkeit für Zusammenschlüsse (BGB-Gesellschaft, GmbH, PartG)

	Chancen
	Risiken

	( kein Mindestkapital

( keine Begrenzung der Entnahmen

( keine Publizitätspflicht

( keine unternehmerische Mitbestimmung
	( volle Haftung des Einzelunternehmers




2.2. Sonderregeln des Handelsrechts für den Kaufmann
Die Sonderregelungen des HGB gelten sobald ein Unternehmen ein in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb benötigt.

( Pflicht zur Firmenführung

   - jeder Kaufmann ist dazu verpflichtet eine Firma (Personen-, Sach-, oder Fantasiefirm) zu führen die,

     + zur Kennzeichnung geeignet ist

     + Unterscheidungskraft besitzt

     + keine irreführenden Angaben enthält

( Pflicht zur Eintragung ins Handelsregister

   - jeder Kaufmann muss sich ins Handelsregister eintragen lassen

     + Eintragungen werden dem Kaufmann oder Dritten grundsätzlich zugerechnet, dies betrifft auch 
        eintragungspflichtige Tatsachen die nicht oder noch nicht eingetragen wurden.

( Pflicht zur Rechnungslegung

   - Jeder Kaufmann ist dazu verpflichtet Bücher zu führen

   - große Kapitalgesellschaften müssen zusätzlich ihre Buchführung durch einen Wirtschaftsprüfer prüfen lassen 
     und der Öffentlichkeit zugänglich machen (Offenlegungs- und Publizitätspflicht)
2.3. Personengesellschaften

2.3.1. Gesellschaft bürgerlichen Rechts

Die GbR oder BGB-Gesellschaft  ist die allgemeine Form der Personengesellschaft.
( Rechtsgrundlage
§§ 705 ff BGB

( Gesellschafter können natürliche Personen oder juristische Personen sein

( Erscheinungsformen (Angehörige der freien Berufe, kleine Gewerbetreibende, Holdinggesellschaften usw.)

( Gründung durch Gesellschaftsvertrag § 705 BGB

   - privatrechtlicher Vertrag
   - gemeinsamer Zweck

   - Beiträge für gemeinsamen Zeck leisten

( Nur Handelsgewebe die nicht ans HGB gebunden sind dürfen eine GbR gründen

( Es gilt das Gesamthandsprinzip

   - Gesellschafter kann nicht allein über seine Anteile an dem Gesellschaftervermögen verfügen

   - jeder Gesellschafter haftet für die Schulden der Gesellschaft voll

   - Gläubiger können jeden Gesellschafter ihrer Wahl in Anspruch nehmen der zur vollen Schuldenbegleichung 
     verpflichtet ist. Er hat jedoch Rückgriffsanspruch gegenüber der Gesellschaft oder den Mitgesellschaftern

   - gemeinschaftliche Geschäftsführung aller Gesellschafter

( Typendehnung durch dispositives Recht

   - Geschäftsführungsbefugnis

      + Einzelgeschäftsführungsbefugnis

      + Mehrere Gesellschafter zusammen, andere ausgeschlossen

      + Alleingeschäftsführungsbefugnis

      + Geschäftsführung durch Dritte

( Zwingendes Recht
   - Vollständige Haftung der Gesellschafter mit dem Privatvermögen

( Rechte und Pflichten der Gesellschafter

	Pflichten der Gesellschafter
	Rechte der Gesellschafter

	( Leistung der vereinbarten Beiträge

( Pflicht zur Geschäftsführung

( Wahrung der erforderlichen Treue

( Einhaltung von Wettbewerbsverbot
	( Anspruch auf anteiligen Gewinn

( Recht auf Geschäftsführung

( Leistungsvergütung für Geschäftsführung

( Aufwendungsersatz für Geschäftsführung

( Informations- und Kontrollrecht

( Stimmrecht


( Inhalt des Gesellschaftervertrags

   + Rechnungswesen



+ Kapitalkonto

   + Geschäftsführungsbefugnis


+ Vertretung der Gesellschaft

   + Tätigkeitsvergütung und Aufwendungsersatz
+ Kündigungsregelungen und Abfindungen

   + Stimmrecht der Gesellschaft


+ Information und Kontrolle

   + Gewinnverteilung und Entnahmen

+ Wettbewerbsverbote

   + Beendigung der Gesellschaft

2.3.2. Personenhandelsgesellschaft

Es handelt sich hierbei um die Rechtsform des Mittelstandes bei denen das persönliche Engagement der Gesellschafter im Vordergrund steht.

	
	OHG
	KG
	GmbH & Co. KG
	Stille Gesellschaft

	Entstehung
	Eintragung ins Handelsregister
	Eintragung ins Handelsregister
	Eintragung ins Handelsregister
	natürliche od. juristische Person an einem Handelsgewerbe das ein anderer betreibt mit einer Einlage beteiligt.

	Geschäftsführung
	Einzelgeschäftsführung
	Geschäftsführungs-befugnis beschränkt sich auf Grundlagen- geschäfte  oder außergewöhnliche Geschäfte (Kommanditist)
	Leitungswechsel ist im Rahmen der GmbH als Komplementär wegen der körperschaftlichen Organisation leichter zu erreichen. Geschäftsführer muss nicht Gesellschafter der KG sein.
	- Atypischer Gesellschafter

  hat manchmal 
  Geschäftsführungs-
  befugnis 

	Haftung
	unbeschränke, gesamtschuldnerische, unmittelbare Haftung
	- Komplementär haftet 

  unbeschränke
- Kommanditist 
  beschränkt
	- Komplementär (GmbH) 
  unbeschränkt
- Kommanditisten
  beschränkt
	

	Gewinnverteilung
	4% auf Kapitalkonto

Rest nach Köpfen
	4% auf Kapitalkonto

Rest nach Köpfen
	4% auf Kapitalkonto 

Rest nach Köpfen
	

	Rechte
	Widerspruchsrecht

Kontrollrecht
	Widerspruchsrecht

Kontrollrecht
	Spezielle Weisungsrechte
	- Typische stille  
  Gesellschafter hat 
  Information- und 
  Kontrollrecht

- Atypischer stiller 
  Gesellschafter hat 
  zusätzl. Beteiligung an 
  stillen Reserven

	dispositives Recht
	Vertretung

- Echte Gesamtvertretung

- unechte Gesamtvertr.

- Gesamtvertretung mit 
   Prokurist
	Vertretung

- Echte Gesamtvertretung

- unechte Gesamtvertr.

- Gesamtvertretung mit 
   Prokurist
	
	

	Sonstiges
	
	
	
	Stiller Gesellschafter

-Einkünfte a. Kapitalverm.

Atypischer stiller Gesellschafter

-Einkünfte a. Gewerbebetr.




Partenreederei = Mehrere Personen verwenden ein gemeinsames Schiff zum Erwerb durch Seeschifffahrt.

                            Persönliche Haftung der Mitreeder

2.3.3. BGB- Innengesellschaft
Beteiligung in Art eines stillen Gesellschafters, bei einem Unternehmen das kein Handelsgewerbe ist.

Beteiligter Gesellschafter erlangt die Rechtsstellung eines Gesellschafters einer GbR, er haftet als auch persönlich für Verluste. Er muss jedoch nicht als Gesellschafter nach außen auftreten.

2.3.4. Partnerschaftsgesellschaft

( Speziell für die Angehörigen der Freien Berufe

( Gesellschafter können ausschließlich natürliche Personen sein
( rechtsfähige Personengesellschaft 

( Anmeldung im Partnerschaftsregister

( Einzelgeschäftsbefugnis und Einzelvertretung

( Da Erben in der Regel nicht die benötigte Qualifikation haben um als Partner einzutreten kommt ihnen nur ein 
  Abfindungsanspruch zu.

2.4. Körperschaften
2.4.1. Kapitalgesellschaften

	
	GmbH
	gGmbH
	AG
	KGaA

	Kennzeichnung
	- eine Gesellschaft

- jedem zulässigen 
  Zweck

- eine oder mehrere 
  Personen
- eigene Rechtsfähigkeit

- Formkaufmann
	- eine Gesellschaft
- Förderung der 
  Allgemeinheit 
- begünstigter Zweck
- kein wirtschaftl. Betrieb

- eigene Rechtsfähigkeit

- Formkaufmann
	- Grundkapital in Aktien 
  aufgeteilt
- eigene Rechtsfähigkeit

- Formkaufmann
	- juristische Person
- mit Komplementär

- übrige 
  Gesellschafter mit 
  Aktien beteiligt

	Haftung
	Die persönliche Haftung der Gesellschafter ist ausgeschlossen
	
	Keine persönliche Haftung der Gesellschafter
	

	Gesellschafter
	Eine oder mehrere Personen (natürliche und juristische)
	
	Eine oder mehrere Personen (natürliche und juristische)
	

	Organe
	Gesellschafter-versammlung (GV)
	
	Vorstand 

Aufsichtsrat  (AR)

Hauptversammlung (HV)
	Aufsichtsrat
Hauptversammlung

	Gesellschafts-vertrag

(Mindestinhalt)
	- notarielle 
  Beurkundung
- Firma bezeichnen

- Sitz der Gesellschaft

- Untern. Gegenstand

- Stammkapital 
  min.  25.000€
	
	- notarielle 
  Beurkundung
- Firma bezeichnen

- Sitz der Gesellschaft

- Untern. Gegenstand

- Grundkapital (GK)

   min. 50.000€
	

	Sonstiges
	Stammkapital

( Erst wen das 
  Stammkapital 
  eingezahlt keine 
  persönliche Haftung 
  der Gesellschafter

( keine Zahlung an 
  Gesellschafter aus 
  Stammkapital

( Stammkapital ( 50% 
   Einberufung der GV

( Stammkapital < 0%

   Insolvenz
	( Steuervergünstig-
   ungen bei der KSt 
   und der GewSt
( Für steuerliche 
  Annerkennung ist 
  wichtig, dass 
  Gemeinnützigkeit 
  auch durchgeführt 
  wird.
( KEINE 
  Gewinnausschüttung

( Zweckbetrieb zur 
  Verwirklichung des 
  gemeinnützigen Zweck
	Erscheinungsformen:
-Publikumsgesellschaft

-konzernabhäng. AG

-Familien AG

Kleine AGs

-Zulässigk. Einmann-AG

-Verzicht auf Formalien

- keine 
  AN- Mitbestimmung
	

	Geschäftsführung
	Führt die Geschäfte der GmbH und vertritt Sie nach außen. In der Regel durch Anstellungsvertrag. Bestellung einstimmig in Gesellschafts-vertrag oder durch Mehrheitsbeschluss

Pflichten:

( Weisungsgebunden 
   gegenüber der GV

( Pflicht zur 
   Buchführung
( Auskunftserteilung
	
	Vorstand 
1 Pers., GG > 3 Mio. 2 Pers.

- vom AR für 5 Jahre bestellt
- Leitung der AG

- Geschäftsführung

- Vertretung 
  (ohne Beschränkung)

- unterliegen keine 
  Weisungen des AR/HV

Aufsichtsrat

- Überwachung und Prüfung

- min. 3 Mitglieder

- Bestellung Vorstand

- Vertretung der AG

- Überwachung 
  Geschäftsführung

- Zustimmungsvorbehalt

Hauptversammlung
- Entlastung Vorstand / AR

- Verwendung des Gewinns
	Komplementär ist noch abhängiger als der Vorstand einer AG, teilweise ist sogar die Zustimmung des Komplementärs für Beschlüsse der HV erforderlich.

	Rechte der Gesellschafter
	( Mitverwaltungsrecht

( Vermögensrecht
	( Steuerbefreiung bei 
  Gemeinnützigkeit

( Freigrenze: 30.678€
	( Recht auf Teilnahme 
  an der HV
( Erteilung von 
  Auskünften

( Ausübung des 
  Stimmrechts

( Dividende
	

	Pflichten der Gesellschafter
	( Zahlung der Einlage

( Treuepflicht

( Wettbewerbsverbot
	
	( Übernahme Aktien


	


2.4.2. Genossenschaften

Die Genossenschaft hat das Ziel ihre Mitglieder wirtschaftlich zu fördern, nicht aber den eigenen Gewinn zu maximieren.
( Gesellschaft mit nicht geschlossener Mitgliederzahl

( welche der Förderung des Erwerbs oder der Wirtschaft ihrer Mitglieder

( mittels eines gemeinnützigen Geschäftsbetriebs bezweckt.

( körperschaftlich strukturiert juristische Person

( Formkaufmann

( min. 7 Mitglieder

( Organ = Vorstand, Aufsichtsrat und Generalversammlung

( Bei Beitritt übernimmt jeder Genosse Geschäftsanteile

( persönliche Haftung der Genossen ist ausgeschlossen

2.4.3. Vereine

Bei einem Verein handelt es sich um:

( eine auf Dauer berechnete Verbindung

( bestehend aus einer größeren Anzahl von Personen

( zur Erreichung eines gemeinsamen Zwecks

( die nach ihrer Satzung körperschaftlich organisiert ist

( einen Gesamtnamen führt und

( auf einen wechselnden Mitgliederbestand angelegt ist.

	wirtschaftliche Vereine
	nicht wirtschaftl. Vereine
	eingetragene Vereine
	nicht eingetr. Vereine

	- Zweck= Erlangung 
  wirtschaftl. Vorteile
	- ideelle Ziele


	- juristische Person

- Rechtsfähig
	besitzt keine Rechtsfähigkeit

(politische Parteien, Gewerkschaften)

	- Rechtsfähigkeit durch 
  staatliche Verleihung in 
  Form von Konzession

  z.B. 
  Versicherungsverein auf 
  Gegenseitigkeit (VVaG)
	- Anspruch auf Eintragung soweit bestimmte „Normativbestimmungen“ erfüllt sind.


2.4.4. Stiftungen
Bei einer Stiftung handelt es sich um eine rechtlich verselbstständigte Vermögensmasse. Rechtsgrundlage 
§§ 80 bis 89 BGB. 
( Wird vom Stifter gebildet

( verfolgt einen bestimmten Zweck

( entsteht durch:

   - einseitiges nicht empfangsbedürftiges Rechtsgeschäft

   - Bedarf der staatlichen Genehmigung nach § 80 BGB

( Stiftung steht unter Staatsaufsicht

( alternative Rechtsform ist der eingetragene Verein
2.5. Grundzüge und Unterschiede in der steuerlichen Behandlung von Freiberuflern, 
       Einzelgewerbetreibenden, Personengesellschaften und Körperschaften
( Es gibt keine einheitliche Unternehmensbesteuerung 

( Besteuerung knüpft viel mehr an die Rechtsform des Unternehmens an.

( Besteuerung der Freiberufler, Einzelunternehmer und Personengesellschaften erfolgt nach dem Einheitsprinzip

   - Steuersubjekt sind der Freiberufler, der Einzelunternehmer und jeder einzelne Gesellschafter

   - Geschäftsergebnis wird in der einheitlichen und gesonderten Gewinnfeststellung ermittelt und jedem einzelnen 
     Gesellschafter zugewiesen.

( die Gewinne des Freiberuflers sind gleich Einkünfte aus selbstständiger Arbeit §18 EStG

( die Gewinne von Einzelunternehmern und Personengesellschaften stellen Einkünfte aus Gewerbebetrieb dar 
   §15 EStG

( Körperschaften unterliegen mit ihrem jeweiligen Gewinn der Körperschaftssteuer, während die Ausschüttungen 
   bei den Gesellschaftern Einkünfte aus Kapitalvermögen darstellen. Um eine Doppelbesteuerung zu vermeiden 
   wird in diesem Fall das Halbeinkünfteverfahren angewendet.
( Die KSt hat ausschließlich den Gewinn als Basis, während bei der Einkommenssteuer die individuellen 
  Verhältnisse berücksichtigt werden.

( Die KSt  ist jeweils für das Wirtschaftsjahr zu entrichten auf das sie entfällt, die Einkommenssteuer wird auf den 
   tatsächlich zugeflossenen Gewinn entrichtet.
3. Unternehmensformen und Institutionen des öffentlichen Rechts
3.1. Konkretisierung der Rechtsformen auf Bund-, Landes- und kommunaler Ebene
Im öffentlichen Recht sind eine Vielzahl von Unternehmen und Institute bereits gesetzlich einer bestimmten Rechtsform zugeordnet. Die meisten Rechtsformen öffentlichen Rechtsformen sind nicht einheitlich geordnet, sondern auf Bundes-, Lands und kommunaler Ebene gesondert geregelt.

3.2. Einzelne Rechtsformen

Zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben kann ein Unternehmen in öffentlicher oder privater Rechtsform organisiert sein. Je nach Rechtsform sind sie unterschiedlich stark vom staatlichen Träger abhängig. 
	Körperschaften
	Rechtsfähige Anstalten
	Eigenbetriebe
	Regiebetriebe
	Zweckverbände
	Stadt-Umland-Verbände

	Als rechtsfähiges Institut sind sie zumeist mit weit reichenden Kompetenzen ausgestattet.

z.B. Bund, Länder
	(Hohes Maß an 
  rechtlicher und 
  organisatorischer  
  Selbstverwaltung. (Errichtung erfolgt 
  aufgrund 
  Gesetzes
	(wirtschaftlich 
 Selbstständig
(Keine 
  Rechtsfähigkeit


	(vollständig 
 (rechtlich, 
  wirtschaftlich, 
  organisatorisch) 
  in die Verwaltung 
  eingebunden
(Nicht Rechtsfähig
	( Zum Teil 
  gesetzlich 
  vorgesehen
( können sowohl 
  Körperschaften 
  als auch 
  Eigenbetriebe 

  sein
	Sollen der Bewältigung von Problemen dienen, die in großstädtischen Verdichtungs-räumen zuwischen Städten und ländlichen Regionen entstehen


Natürlich kann die öffentliche Hand auch die privaten Rechtsformen verwenden:
( Bevorzugte Rechtsform ist die GmbH, da ihr hier besondere Weisungsrechte zukommen

( Eigengesellschaften
   - Gesellschaft ist in privater Rechtsform organisiert

   - Geschäftsanteile sind vollständig bei der öffentlichen Hand

( Beteiligungsgesellschaft
   - Es gibt neben der öffentlichen Hand noch weitere Gesellschafter/Aktionäre

4. Europäisches Recht

4.1. EG-vertragliche Regelungen und Grundzüge der Rechtssprechung des EuGH
Die Eu hat sich bislang vorrangig um eine Angleichung und gegenseitige Vereinbarkeit des Gesellschaftsrechts der einzelnen Mitgliedsstaaten bemüht. Dies geschieht im Wesentlichen durch den Grundsatz der Niederlassungsfreiheit:

- Aufnahme/Ausübung und Gründung von Unternehmen
- Verbot von Beschränkungen gegenüber Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedsstaates

- Verbot von Beschränkungen der Gründung von Agenturen, Zweigniederlassungen oder Tochtergesellschaften

Ziel ist es, das im Ausland keine Nachteile gegenüber Inländern bestehen.

Rechtssprechung des EuGH

( Fall „Onno Klopp“
=  Eröffnung einer zweiten Praxis in Paris




    Urteil: Es muss möglich sein, in stabiler kontinuierlicher Weise am Wirtschaftsleben 

    eines anderen Mitgliedsstaates teilzunehmen und daraus Nutzen zu ziehen,   
    wodurch die wirtschaftliche und soziale Verflechtung innerhalb der Gemeinschaft 
    das Gebiet der selbstständigen Tätigkeiten gefördert werde. (Beschränkungsverbot)

( Fall „Centros“

= Gründung einer Ltd. in Dänemark, ohne Mindestkapital

   In der Umgehung der dänischen Mindestkapitalbestimmungen sah der EuGH dabei   
   noch kein Missbrauch

Generell gilt, dass die Anwendung des europäischen Gemeinschaftsrechts Vorrang vor dem nationalen Recht hat. Darüber hinaus gehört es zur Praxis der nationalen Gerichte das eigene Recht  im Licht der Gemeinschaft auszulegen.  Es wird versucht durch die Erlasse von europäischen Richtlinien eine Angleichung des Gesellschaftsrechts auf nationaler Ebene zu erreichen.  
4.2. Europäische Rechtsformen

In der EU erfolgt die Bildung europäischer Rechtsformen eher zögerlich. Die einzig existierende Rechtsform ist die „Europäische Wirtschaftliche Interessenvereinigung (EWIV). Geplant sind:

- Europäische Aktiengesellschaft (EAktG)

 = hoch organisierte Rechtsform zur Förderung der    

    Interessen der Mitglieder.

- Europäischer Verein (EuV) 

 = Förderung der wirtschaftlichen Interessen nach 
   
    genossenschaftlichem Vorbild der Mitglieder

- Europäische Gegenseitigkeitsgesellschaft (EuGGes)= Personengesellschaft die den Mitgliedern bestimmte 
           
    Leistungen garantieren.

- Europäische Privatgesellschaft

 = Soll in etwa der GmbH entsprechen.

